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Drucksache V/500 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Stingl, Dr. Seume, Borm 
und Genossen 


betr. Auswirkungen der Artikel 21 und 22 des Haus- 
haltssicherungsgesetzes vom 20. Dezember 1965 
in Berlin (Angleichung des Branntweinsteuersat- 
zes von bisher 250 DM für 1 hl auf 1000 DM 
wie im übrigen Bundesgebiet und gleichzeitig 
Erhöhung auf 1200 DM sowie Nadiversteue- 
rung des am 1. Januar 1966 im Verkehr be- 
findlichen Branntweins) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Berliner Spiri- 
tuosenindustrie in Auswirkung des Artikels 21 § 2 Abs. 1 des 
Haushaltssicherungsgesetzes (Festsetzung einer Nachsteuer 
für die am 1. Januar 1966 im Verkehr befindlidien Brannt- 
weinbestände in Höhe von 950 DM für 1 hi gegenüber nur 
200 DM im übrigen Bundesgebiet) ohne eine Übergangsrege- 
lung bis spätestens zum 15. Mai 1966 eine zusätzlidie Steuer- 
schuld in Höhe von 15 Mio DM, verteilt auf rd. 160 Betriebe, 
aufzubringen hat, wobei auf die einzelnen 140 Klein- und 
Mittelbetriebe Beträge von 50 000 bis 200000 DM entfallen, 
so daß ein Teil hiervon, wenn ihnen nicht geholfen wird, 
den Betrieb wird einstellen müssen? 

2. Trifft es zu, daß die Berliner Spirituosenhersteller, weil sie 
einen um annähernd fünffadi höheren Nachsteuerbetrag auf- 
zubringen haben als die Hersteller im übrigen Bundesgebiet, 
darum gebeten haben, wie diese am 15. Mai 1966 zwar den 
allgemeinen Nadisteuersatz von 200 DM zu entrichten, den 
für Berlin zusätzlichen Nachsteuerbetrag von 750 DM für 
1 hl jedoch in drei Raten bis zum 15. August, 15. Oktober 
und 15. Dezember 1966 ohne Sicherheitsleistung zahlen zu 
dürfen, wodurch das Steueraufkommen und damit der Haus- 
halt nicht beeinträchtigt werden würden? 
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3. Ist diesem von der Industrie- und Handelskammer zu Berlin 
und dem Senat von Berlin unterstützten Anliegen der Ber- 
liner Spirituosenindustrie vom Bundesfinanzminister ent- 
sprochen worden? 

4. Für den Fall, daß das nicht oder nicht in ausreichendem Maße 
geschehen ist und die weiter zwischen Berlin und dem Bundes- 
finanzminister geführten Verhandlungen nicht zu einem be- 
friedigenden Ergebnis geführt haben, ist dann der Bundes- 
finanzminister bereit, die noch erforderlichen und geeigneten 
Maßnahmen zu treffen, die dem berechtigten Anliegen der 
Berliner Spirituosenindustrie Rechnung tragen? 


Bonn, den 4. April 1966 
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